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Den Vorhaben stehen somit auch nicht der Luftreinhalteplan 
der Landeshauptstadt München entgegen, in dessen Bereich 
sie liegen.

Es fallen gefährliche Abfälle (als Reststoffe) im bestimmungs-
gemäßen Betrieb der Schmelzöfen an. Diese werden über 
verschiedene Firmen entsorgt. Eine Abfallbehandlung jedwe-
der Art findet nicht statt. Die anfallenden Abfälle werden voll-
ständig einer Verwertung zugeführt. Den Grundsätzen des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) wird somit Folge geleistet.

Die überschlägige Prüfung nach § 7 Abs. 1 Satz 2 und § 7 
Abs. 2 Satz 5 unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien hat ergeben, dass die genannten 
Vorhaben nach Einschätzung der Landeshauptstadt München 
Referat für Gesundheit und Umwelt keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedürfen, da erhebliche nachteilige Auswirkun-
gen auf die Umwelt und die zu schützenden Güter nicht zu 
besorgen sind.

Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 3 und § 7 Abs. 2 Satz 6 
UVPG besteht daher nicht.

Diese Feststellung wird hiermit gem. § 5 Abs. 2 UVPG öffent-
lich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 Satz 
1 UVPG). 

Die die Vorhaben betreffenden entscheidungserheblichen  
Berichte können beim Referat für Gesundheit und Umwelt, 
Bayerstr. 28 a, 80335 München, Sachgebiet US 21, Zimmer 
3075 nach vorheriger telefonischer Anmeldung (Tel.Nr.: 
0 89/2 33-4 7744) eingesehen werden.

München, 20. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		�  Referat für Gesundheit und 

Umwelt

Grundsteuer- und Gewerbesteuervorauszahlungen
für die Fälligkeit am 15. November 2017

Die Stadtkämmerei erinnert alle Steuerpflichtigen daran, dass 
die für das IV. Quartal 2017 fällig werdenden Grundsteuern 
und Gewerbesteuervorauszahlungen bis spätestens

15. November 2017

an das Kassen- und Steueramt zu entrichten sind.

Durch die rechtzeitige Begleichung der Schuldigkeiten werden 
Säumniszuschläge, Mahngebühren und Kosten für weitere 
Maßnahmen vermieden.

Diese Erinnerung ist nicht zu beachten, wenn das Kassen- 
und Steueramt bereits zur Abbuchung ermächtigt ist oder ein 
entsprechendes SEPA-Basislastschriftmandat rechtzeitig 
beim Kassen- und Steueramt eingeht.

Bei eigenen Einzahlungen bzw. Überweisungen bitten wir un-
bedingt die dreizehnstellige Kassenkonto-Nummer anzuge-
ben. Sie finden die Nummer auf Ihrem letzten Bescheid.

Die Stadt München bedankt sich bereits an dieser Stelle für 
eine pünktliche Zahlung, die hilft, die vielfältigen Aufgaben 

Die Fa. Gorny GmbH beantragte jeweils eine immissions-
schutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und den Be-
trieb einer Anlage zur Herstellung von Hochspannungsarma-
turen durch Aluminiumgesenkschmieden und einer Gießerei.

Es sollen am Standort künftig 3 Schmiedepressen mit Schlag-
energieen von 12 Kilojoule, 22 Kilojoule und 42 Kilojoule be-
trieben werden.

In der Gießerei werden künftig 5 Schmelzöfen zur Herstellung 
von Gussteilen aus Aluminium und Bronze betrieben. Die 
Gieß- und Schmelzkapazität beträgt max. 2,3 Tonnen je Tag. 
Die Schmelzöfen werden elektrisch bzw. mit verflüssigtem 
Propangas befeuert. Propangas wird in einem Flüssiggastank 
mit einem Fassungsvermögen von ca. 3,7 Tonnen bei 1,013 bar 
gelagert.
Für beide Vorhaben ist gemäß UVPG eine Vorprüfung durch-
zuführen.

Für das Vorhaben Gesenkschmieden ist eine allgemeine Vor-
prüfung durchzuführen (gem. Nr. 3.10.1 der Anlage 1 zum UVPG). 
Für das Vorhaben Gießerei (gem. Nr. 3.5.3 der Anlage 1 zum 
UVPG) sowie für den Flüssiggastank als Nebeneinrichtung  
eines Schmelzofens (gem. Nr. 9.1.1.3 der Anlage 1 zum UVPG) 
ist jeweils eine standortbezogene Vorprüfung vorzunehmen.

Vor der Entscheidung im immissionsschutzrechlichen Geneh-
migungsverfahren wurden durch die Vorhabensträgerin An
gaben gemäß § 7 Abs. 4 in Verbindung mit der Anlage 2 des 
UVPG vorgelegt.

Bei den Vorhaben liegen besondere örtliche Gegebenheiten 
der Nummern 2.3.9 und 2.3.10 gemäß der Anlage 3 des UVPG 
vor. Es war daher auch für die Gießerei und den Lagertank in 
einem zweiten Schritt unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
UVPG aufgeführten Kriterien zu prüfen, ob die Vorhaben er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben können.

Aus diesem Gesichtspunkt heraus wurde neben dem Stand-
ort auch die nähere Umgebung auf Auswirkungen untersucht. 
Die von den Vorhaben ausgehende Zusatzbelastung der luft-
verunreinigenden Stoffe wurde gutachterlich ermittelt und be-
urteilt. 

Beim Betrieb der Schmiedepressen entweichen mit der Abluft 
der Vorwärmöfen geringe Staubemissionen, die jedoch weit 
unter der Emissionsbegrenzung der TA Luft liegen. Die durch 
Beschichtungsvorgänge geringfügig entstehenden Emissionen 
an organischen Kohlenwasserstoffen sind vernachlässigbar.

Beim Betrieb der Schmelz- und Gießanlagen sind Stickstoff-
oxide aus der Feuerung der Schmelzanlagen und staubförmi-
ge Stoffe, die beim Gießprozess auftreten, zu beurteilen. Die-
se werden über Kamine mit Bauhöhen von 10,5 m und 18,0 m 
abgeleitet. Als Beurteilungsgebiet wurde gemäß 4.6.2.5 der 
TA Luft die Fläche innerhalb eines Kreises um den Emissions-
schwerpunkt mit einem Radius der 50 fachen Schornsteinhö-
he von 18 m, jedoch von mindestens 1 km festgelegt. In die-
sem Bereich befinden sich keine FFH-Gebiete. Die Umgebung 
ist überwiegend durch Gewerbe und Wohnen geprägt und 
das Betriebsgelände nahezu vollständig versiegelt.

Die ermittelten Ergebnisse zeigen, dass auch in der Zusam-
menwirkung von Gießerei und Schmiedepressen die Bagatell-
massenströme nach 4.6.1.1 der TA Luft für Staub von 1 kg/h 
mit max. 0,27 kg und für Stickstoffdioxid von 20 kg/h mit  
0,10 kg/h weit unterschritten werden. Eine Ermittlung der Im-
missions-Kenngrößen ist daher nicht erforderlich.

Durch den gesamten Betrieb der Fa. Gorny an der Kistlerhof-
straße 124 entstehen keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen.
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zum Wohl der Münchner Bürgerinnen und Bürger auch weiter-
hin erfüllen zu können.

Abschließend noch ein Hinweis:
Die Teilnahme am SEPA - Lastschriftverfahren erspart den 
Zahlungspflichtigen die Terminüberwachung und erleichtert 
den Zahlungsverkehr.

Konten des Kassen- und Steueramtes bei Geldinstituten 
in München

Postbank München	
IBAN: DE78 7001 0080 0000 9198 03	 BIC: PBNKDEFFXXX
Stadtsparkasse München	
IBAN: DE86 7015 0000 0000 2030 00	 BIC: SSKMDEMMXXX
HypoVereinsbank München	
IBAN: DE34 7002 0270 0000 0813 00	 BIC: HYVEDEMMXXX

München, 9. Oktober 2017	 Stadtkämmerei
		  Kassen- und Steueramt

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Carl-Wery-Straße
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Gemarkung Perlach; 
Flurnr. 456/18, 456/19 und 453/1; Stadtbezirk 16
WA 1 – Neubau einer Wohnanlage (122 WE) mit Kinderkrippe 
(4 Gruppen) und Tiefgarage – TEKTUR zu 1.1-2015-16036-31 – 
jetzt: 158 WE / 99 TG-Stpl.

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 12.10.2017, Az. 602-1.112-2017-15865-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19 einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4- 
lbk-team31@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei-

gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen die-
se Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 12. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Gustav-Schwab-Str. 15 
Gemarkung Berg am Laim, Flurnr. 28/6, Stadtbezirk 14
Neubau einer Wohnanlage (21 WE) mit Tiefgarage 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 06.09.2017, 
Az. 602-1.2-2017-5426-32, wurde die Baugenehmigung für 
das oben genannte Vorhaben unter Auflagen, Abweichungen 
und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 26, Fl.Nr. 27, Fl.Nr. 28, Fl.Nr. 27/6, Fl.Nr. 
29/2, Fl.Nr. 29/4, Fl.Nr. 319/34 sowie Fl.Nr. 317/6 die dem Vor-
haben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 Bay-
BO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zu-
zustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
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erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-lbk.team32@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen die-
se Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 6. September 2017	�� Landeshauptstadt München 
Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung 
HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Goethestr. 30 – 34 , Fl.Nr. 7422/0, Gemarkung Sektion V
Teilabbruch, Um- und Neubau eines Wohn- und Geschäfts-
gebäudes mit großflächigem Lebensmitteleinzelhandels-
betrieb und Tiefgarage – TEKTUR zu 1.111-2014-25976-21

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 18.10.2017, Az. 602-1.112-2017-17792-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen er-
teilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 7185, 7424, 7431, 7451, 7454, 7466, 7483, 
7182 und Fl.Nr. 7184, die dem Vorhaben nicht bzw. nur teilweise 
zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Aus-
fertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 125, einsehen. Vereinbaren 
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-
lbk-team21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-24702.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen die-
se Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
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werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 18. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Rumfordstr. 31
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 1214/0, Gemarkung 
München 1, Bezirk 01
RGB: Sanierung, Umbau und Nutzungsänderung, Teilrück-
bau 2. + 3. OG, Aufstockung Wintergarten auf DG; VGB: 
Sanierung, Umbau sowie DG-Ausbau – TEKTUR zu 1.2-
2010-21633-21 (hier: VGB – Einbau eines innenliegenden 
Aufzugs, Errichtung eines neuen Balkons im EG u. einer 
Feuerleiteranlage mit Balkonanlage; RGB – Änderung der 
Grundrissaufteilung, Einbau eines innenliegenden Auf-
zugs, Anbau einer Feuerleiter, Erneuerung der Decken  
1. – 3. OG, Errichtung e. Fahrradkellers)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.10.2017, Az. 602-1.202-2017-13904-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Flurnr. 1213 - Rumfordstr. 29, Flurnr. 1236/2 – 
Rumfordstr. 33 / Frauenstr. 30, Flurnr. 1239 – Frauenstr. 28 
und Flurnr. 1240  Frauenstr. 26, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die  
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 
BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123 oder 124,  
einsehen. Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der 
E-Mailadresse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefon-
nummer 2 33-2 15 46.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 

und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a 
Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 19. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

BEKANNTMACHUNG
nach Art 69 Satz 1 BayWG i. V. m. Art. 74 Abs. 4 Satz 2 
BayVwVfG

Vollzug der Wassergesetze und des Bayerischen Verwal-
tungsverfahrensgesetz; Bekanntmachung der Verlänge-
rung des Planfeststellungsbeschlusses für die Freilegung 
und den naturnahen Ausbau des Hachinger Bachs  
zwischen der Kampenwandstraße und dem Hüllgraben 
im Stadtbezirk 14 Berg am Laim

Die Landeshauptstadt München, Referat für Gesundheit und 
Umwelt, US 13, hatte mit Bescheid vom 29.10.2012, Az.: 641-
318-22/13 den Plan gemäß § 68 Abs. 1 WHG zur Freilegung 
und naturnahen Ausbau des Hachinger Bachs zwischen der 
Kampenwandstraße und dem Hüllgraben festgestellt.
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Mit Bescheid vom 12.10.2017 wurde der Planfeststellungs
beschluss vom 29.10.2012 (Az. 641-318-22/13) um fünf Jahre 
verlängert. Die Beteiligten wurden zur Verlängerung des Plan-
feststellungsbeschlusses erneut angehört. Ihre Stellungnah-
men wurden durch entsprechende Auflagen im Bescheid be-
rücksichtigt.

Der Verlängerung wird folgende Rechtsbehelfsbelehrung bei-
gefügt:

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs
gericht München, Bayerstr. 30, 80335 München, erhoben wer-
den, schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen¹) Form.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

¹) Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor dem Ver
waltungsgericht infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

Eine Ausfertigung des Bescheides, liegt in der Zeit vom 
09.11.2017 bis einschließlich 22.11.2017 im Referat für Ge-
sundheit und Umwelt (RGU US13, Bayerstr. 28A, Zimmer 
4030, 80335 München) zur Einsichtnahme aus und kann wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden (Montag bis Donnerstag 
von 9.30 Uhr bis 15.00 Uhr und Freitag von 9.30 Uhr bis  
12.00 Uhr) eingesehen werden. Bei vorheriger telefonischer 
Vereinbarung (Telefon 0 89/2 33-47589) kann auch außerhalb 
dieser Zeiten Einsicht in die Unterlagen genommen werden.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid gegen-
über den übrigen Betroffenen als zugestellt. Auf die dem Be-
scheid anhängende Rechtsbehelfsbelehrung wird hier eigens 
hingewiesen.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann eine Ausferti-
gung des Bescheides von den übrigen Betroffenen schriftlich 
bei der Landeshauptstadt München (Referat für Gesundheit 
und Umwelt, Sachgebiet Wasserrecht – US13, Bayerstr. 28A, 
80335 München) angefordert werden.

Zusatz für die Veröffentlichung in der Süddeutschen Zeitung 
und im Münchner Merkur:
Die amtlichen Bekanntmachungen finden Sie auch im Internet 
unter www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-
fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Bekanntmachungen.html

München, 12. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		�  Referat für Gesundheit und 

Umwelt
		  RGU-US13

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  
(BImSchG);

Dachauer Str. 667, München: Firma MAN Truck & Bus AG
Antrag auf Änderungsgenehmigung  
gem. § 16 Abs. 1 BImSchG
Kapazitätserhöhung von 290 auf 450 Fahrerhäusern/Tag 
in der Fahrerhauslackieranlage Halle F6 (Decklackstraße)

Die amtliche Bekanntmachung finden sie auch im Internet unter
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-
fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Bekanntmachungen

Der geplante Erörterungstermin am 02.11.2017 ab 10 Uhr im 
Dienstgebäude Bayerstr. 28a, Konferenzraum 1009 A/B) in 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
zur Kapazitätserhöhung von 290 auf 450 Fahrerhäusern/Tag 
in der Fahrerhauslackieranlage Halle F6 (Decklackstraße) fin-
det nicht statt, da keine Einwendungen erhoben wurden.

München, 30. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		�  Referat für Gesundheit und 

Umwelt
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Anmeldebedingungen zum Münchner Oktoberfest 2018 
vom 22. September – 7. Oktober

Die öffentliche Ausschreibung zum Oktoberfest erfolgt rechtzeitig vor Ablauf der Meldefrist im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München sowie in der Fachzeitschrift „Der Komet“, Pirmasens.

A) Bewerbungen zum Oktoberfest 2018 reichen Sie bitte ausschließlich auf den dafür vorgesehe-
nen Formblättern bis spätestens 31. Dezember 2017 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Arbeit und Wirtschaft, Veranstaltungen, 

a) Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München oder

b) Servicezentrum Theresienwiese, Matthias-Pschorr-Str. 4, 80339 München ein.

Maßgebend für den Zeitpunkt einer zugesandten Bewerbung ist das Datum des Poststempels.
Die Anmeldefrist ist eine Ausschlussfrist. Bewerbungen, die bei einzelnen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Stadtverwaltung eingereicht werden und nach Ablauf der Meldefrist beim Re-
ferat für Arbeit und Wirtschaft – Veranstaltungen eingehen, gelten als nicht fristgerecht einge-
reicht und werden nicht berücksichtigt. Bewerbungen, die per E-Mail oder Telefax eingehen, 
werden ebenfalls nicht berücksichtigt.

Formblätter können beim Referat für Arbeit und Wirtschaft – Veranstaltungen, gegen Einsen-
dung eines Freikuverts angefordert, oder aus dem Internet (www.oktoberfest.eu) ausgedruckt 
werden. 

Für beziehereigene Geschäfte ist Formblatt Nr. 1 und für städtische Verkaufseinrichtungen 
Formblatt Nr. 2 erforderlich.

Für jedes Geschäft ist eine gesonderte vollständige Bewerbung einzureichen. Unterlagen die 
bei früheren Bewerbungen, für andere Geschäfte, oder für andere Veranstaltungen eingereicht
wurden, können nicht berücksichtigt werden. Die Bewerbungsunterlagen sollen durchnumme-
riert eingereicht werden.
Aus Gründen der Gleichbehandlung kann vom Referat für Arbeit und Wirtschaft keine Prüfung 
auf Vollständigkeit der Bewerbungsunterlagen erfolgen.

Die Bewerbung begründet keinen Rechtsanspruch auf Zulassung oder auf einen bestimmten 
Platz.

Wer seine Bewerbung verspätet oder unvollständig oder nicht auf dem vorgegebenen 
Formblatt einreicht, scheidet bei der Entscheidung über die Zulassungen automatisch 
aus.

Gleiches gilt für Bewerber/-innen, die Platzgelder, Gebühren oder Steuern irgendwelcher Art 
schulden. Verbindlich für die Zulassung sind ausschließlich die von der Stadt gegengezeichne-
ten Verträge. Eine Haftung dafür, dass das Fest tatsächlich und zu dem angegebenen 
Zeitpunkt stattfindet, wird nicht übernommen.

Die Zulassungsmöglichkeiten sind beschränkt; grundsätzlich kann jede/r Bewerber/-in nur 
mit einem Geschäft zugelassen werden. Bewerber/-innen, die bereits auf dem Oktoberfest 
2018 mit einem Geschäft zugelassen werden, können nicht gleichzeitig auf der Oidn Wiesn 
2018 mit einem Geschäft zugelassen werden.
Sollte ein/e Bewerber/-in mit mehreren Geschäften die für die Zulassung erforderliche 
Punktzahl erreichen, so entscheidet der Veranstalter im Rahmen seines Gestaltungswillens, 
welches Geschäft zugelassen wird.
Zur Attraktivitätssteigerung des Oktoberfestes soll in den Geschäftssparten „Hochfahrgeschäf-
te“ (Achterbahnen), „Rundfahrgeschäfte“ und „Sonstige Fahrgeschäfte“ jeweils eine Neuheit 
zugelassen werden, wenn dieses Geschäft noch nie auf dem Oktoberfest zugelassen war und 
das baugleiche Geschäft in den letzten 10 Jahren auch noch nicht auf dem Oktoberfest zu-
gelassen war.

B) Beziehereigene Geschäfte:

Für die Auswahl der Geschäfte wendet die Landeshauptstadt München ein vom Münchner 
Stadtrat beschlossenes Bewertungssystem mit 13 Bewertungskriterien an. Nähere Infor-

Landeshauptstadt
München
Referat für Arbeit
und Wirtschaft
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mationen finden Sie hierzu unter www.oktoberfest.eu.

Nicht zugelassen werden: Verlosungsgeschäfte auf gewerblicher Basis, Blinker, Automaten 
(mit Ausnahme von Geldautomaten), Kraftmesser, Serien- bzw. Gruppenspiele sowie der 
Verkauf von Horoskopen und Schriftanalysen u. ä. sowie Geschäfte, die nicht zum Charakter 
des Oktoberfestes passen oder sich nicht in das Gesamtbild einfügen (z.B. ausländische 
Spezialitäten, Sportgeräte, wie Trampolin und Bungee Jumping u.ä.).

Ortsansässige werden bevorzugt. Der ununterbrochene Hauptwohnsitz oder Firmensitz 
München muss durch eine aktuelle erweiterte Meldebestätigung oder durch einen Handelsre-
gistereintrag (nicht älter als 2 Monate) nachgewiesen werden.

Bewerber/-innen für einen gastronomischen Betrieb mit Sitzplätzen reichen mit ihrer Bewer-
bung bitte 5 Maßstab  spläne ein.

Nachgewiesene wirtschaftliche Eigentümer/-innen von Konzertorgeln erhalten in den 
Sparten: Hochfahrgeschäfte (Achterbahnen), Wildwasserbahnen, Kettenflieger, 
Kindergeschäfte, Riesenräder, Rutschbahnen und Schaukeln Zusatzpunkte. Traditionspunkte
erhalten nur noch eng mit dem Oktoberfest verknüpfte historische und erhaltenswerte 
Gastronomiebetriebe, die seit mindestens 40 Jahren auf dem Oktoberfest stehen, ihr 
traditionelles Betriebskonzept erhalten haben und damit fester Bestandteil des Oktoberfestes 
geworden sind. Ebenso erhalten Traditionspunkte nur noch eng mit dem Oktoberfest 
verknüpfte historische und erhaltenswerte Schausteller- und Ver  kaufsgeschäfte, die seit 
mindestens 50 Jahren auf dem Oktoberfest stehen und fester Bestandteil des Oktoberfestes 
geworden sind, sowie traditionell betrieben werden. Künftig wird nicht mehr auf das Baujahr, 
sondern auf das zugrundeliegende Betriebskonzept abgestellt.

Ökologie und Umweltschutz gewinnen bei Volksfesten zunehmend an Bedeutung. Ein nach-
gewiesener Beitrag zu Ökologie und Umweltschutz wird daher bei der Auswahl der Geschäfte 
positiv bewertet (z.B. Elektrofahrzeuge, Verwendung von umweltfreundlichem Hydrauliköl, 
regenerativen Energiequellen und Energiesparmaßnahmen). Zusatzpunkte erhalten auch 
zertifizierte Betriebe mit ökologischen Lebensmitteln (bitte Auflistung des Sortiments in Bio-
Qualität unter Nennung der Zertifizierungsstelle bzw. des Siegels, z.B. „Bio-Bayern“) und 
Betriebe, die fair gehandelte oder regionale Produkte in ihrem Sortiment führen (bitte 
Auflistung der Produkte unter Nennung der Zertifizierungsstelle bzw. des Siegels, z.B. 
„Geprüfte Qualität Bayern“).

C) Städtische Verkaufseinrichtungen (Buden, Mastenplätze und Brotstände) dürfen grundsätz-
lich nur an ortsansässige, berufsmäßig ambulante Gewerbetreibende vergeben werden. So-
weit noch Stände vorhanden sind, werden vorrangig bedürftige ortsansässige Personen be-
rücksichtigt.

Vom Grundsatz der Ortsansässigkeit kann in folgenden Fällen abgewichen werden:
a) bei langjährigen und bewährten Wiesnbeschicker(n)/-innen;
b) wenn die städtischen Verkaufseinrichtungen nicht durch ortsansässige Bewerber/-innen be-
legt werden können.

D) Eine Zulassung wird nicht erteilt für den Verkauf von Gebrauchsgegenständen (z.B. Schmuck 
und Textilien) sowie für den Warenschnellverkauf.

E) Um einen sicheren und ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung zu gewährleisten, werden
im Falle einer erfolgreichen Bewerbung die mit dem Formular erhobenen Daten an andere 
städtische und staatliche Stellen (bspw. Polizei, Kreisverwaltungsreferat, Stadtjugendamt, Lo-
kalbaukommission, Referat für Gesundheit und Umwelt) sowie an den TÜV-Süd, der als Sach-
verständiger mit der Gebrauchsabnahme der Geschäfte beauftragt ist, weitergegeben.

F) Die Mitteilungen über Zulassung bzw. Nichtzulassung laufen voraussichtlich Ende Mai 2018 
aus. Vor diesem Zeitpunkt werden, zur Wahrung des Gleichheitsgrundsatzes, keine Auskünfte 
über Zulassungen, Ablehnungen oder Platzierungen erteilt.

München, im Oktober 2017
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Anmeldebedingungen für die Oide Wiesn 2018 in München

vom 22. September – 7. Oktober

Die öffentliche Ausschreibung für die Oide Wiesn erfolgt rechtzeitig vor Ablauf der Meldefrist im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München sowie in der Fachzeitschrift „Der Komet“, Pirmasens.

A) Bewerbungen für die Oide Wiesn 2018 reichen Sie bitte ausschließlich auf dem dafür 
vorgesehenen Formblatt Nr. 3 bis spätestens 31. Dezember 2017 bei der Landeshauptstadt
München, Referat für Arbeit und Wirtschaft, Veranstaltungen, 

a) Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München oder

b) Servicezentrum Theresienwiese, Matthias-Pschorr-Str. 4, 80339 München ein.

Maßgebend für den Zeitpunkt einer zugesandten Bewerbung ist das Datum des Poststempels.
Die Anmeldefrist ist eine Ausschlussfrist. Bewerbungen, die bei einzelnen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Stadtverwaltung eingereicht werden und nach Ablauf der Meldefrist beim 
Referat für Arbeit und Wirtschaft – Veranstaltungen eingehen, gelten als nicht fristgerecht 
eingereicht und werden nicht berücksichtigt. Bewerbungen, die per E-Mail oder Telefax 
eingehen, werden ebenfalls nicht berücksichtigt.

Das Formblatt Nr. 3 kann beim Referat für Arbeit und Wirtschaft – Veranstaltungen, gegen 
Einsendung eines Freikuverts angefordert, oder aus dem Internet (www.oktoberfest.eu) 
ausgedruckt werden.

Für jedes Geschäft ist eine gesonderte vollständige Bewerbung einzureichen. Unterlagen, die 
bei früheren Bewerbungen, für andere Geschäfte oder für andere Veranstaltungen eingereicht 
wurden, können nicht berücksichtigt werden. Die Bewerbungsunterlagen sollen 
durchnummeriert eingereicht werden.
Aus Gründen der Gleichbehandlung kann vom Referat für Arbeit und Wirtschaft keine Prüfung 
auf Vollständigkeit der Bewerbungsunterlagen erfolgen.

Die Bewerbung begründet keinen Rechtsanspruch auf Zulassung oder auf einen bestimmten 
Platz.

Wer seine Bewerbung verspätet oder unvollständig oder nicht auf dem vorgegebenen 
Formblatt einreicht, scheidet bei der Entscheidung über die Zulassungen automatisch 
aus.

Gleiches gilt für Bewerber/-innen, die Platzgelder, Gebühren oder Steuern irgendwelcher Art 
schulden. Verbindlich für die Zulassung sind ausschließlich die von der Stadt 
gegengezeichneten Verträge. Eine Haftung dafür, dass das Fest tatsächlich und zu dem 
angegebenen Zeitpunkt stattfindet, wird nicht übernommen.

Die Zulassungsmöglichkeiten sind beschränkt; grundsätzlich kann jede/r Bewerber/-in nur 
mit einem Geschäft zugelassen werden. Bewerber/-innen, die auf der Oidn Wiesn 2018 mit ei-
nem Geschäft zugelassen werden, können nicht gleichzeitig auf dem Oktoberfest 2018 mit 
einem Geschäft zugelassen werden. Sollte ein/e Bewerber/-in mit mehreren Geschäften die für
die Zulassung erforderliche Punktzahl erreichen, so entscheidet der Veranstalter im Rahmen 
seines Gestaltungswillens, welches Geschäft zugelassen wird.

B) Historische Geschäfte:

Für die Oide Wiesn auf dem Süd-Westteil der Theresienwiese werden historische Geschäfte 
gesucht, die zum ursprünglich vorgesehenen Zweck verwendet und mit Originalausstat-
tung angeboten werden, sowie in passender historischer Berufskleidung betrieben wer-
den.
Die Bewerber/-innen mit Fahr-, Schau-, Belustigungs- oder Kindergeschäften, sowie 
Schaukeln und Rutschbahnen stehen platzgeldfrei, verpflichten sich jedoch zu einem Fahr- 
bzw. Eintrittspreis von 1,- Euro.

Landeshauptstadt
München
Referat für Arbeit
und Wirtschaft
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Für die Auswahl der Geschäfte wendet die Landeshauptstadt München ein vom Münchner 
Stadtrat beschlossenes Bewertungssystem mit 13 Bewertungskriterien an. Nähere 
Informationen finden Sie hierzu unter www.oktoberfest.eu.

Ortsansässige werden bevorzugt. Der ununterbrochene Hauptwohnsitz oder. Firmensitz 
München muss durch eine aktuelle erweiterte Meldebestätigung bzw. durch einen Handelsre-
gistereintrag (nicht älter als 2 Monate) nachgewiesen werden.

Nachgewiesene wirtschaftliche Eigentümer/-innen von Konzertorgeln und historischen 
Zugmaschinen, die bereit sind diese im Bereich der Oidn Wiesn kostenlos aufzustellen, 
erhalten Zusatzpunkte.

Nicht zugelassen werden: Verlosungsgeschäfte auf gewerblicher Basis, Blinker, Automaten 
(mit Ausnahme von Geldautomaten), Kraftmesser, Serien- bzw. Gruppenspiele sowie der 
Verkauf von Horoskopen und Schriftanalysen u. ä. sowie Geschäfte, die nicht zum Charakter 
der Oidn Wiesn passen oder sich nicht in das Gesamtbild einfügen (z.B. ausländische 
Spezialitäten, Sportgeräte, wie Trampolin und Bungee Jumping u.ä.).

Ökologie und Umweltschutz gewinnen bei Volksfesten zunehmend an Bedeutung. Ein 
nachgewiesener Beitrag zu Ökologie und Umweltschutz wird daher bei der Auswahl der 
Geschäfte positiv bewertet (z.B. Elektrofahrzeuge, Verwendung von umweltfreundlichem 
Hydrauliköl, regenerativen Energiequellen und Energiesparmaßnahmen). Zusatzpunkte 
erhalten auch zertifizierte Betriebe mit ökologischen Lebensmitteln (bitte Auflistung des 
Sortiments in Bio-Qualität unter Nennung der Zertifizierungsstelle bzw. des Siegels, z.B. „Bio-
Bayern“) und Betriebe, die fair gehandelte oder regionale Produkte in ihrem Sortiment führen 
(bitte Auflistung der Produkte unter Nennung der Zertifizierungsstelle bzw. des Siegels, z.B. 
„Geprüfte Qualität Bayern“).

C) Musikantenzelt mit Kultur-, Gastronomie- und Finanzierungskonzept:

Auf dem Festgelände wird – wie in den Jahren 2010, 2011, 2013 - 2015 und 2017 - ein 
Musikantenzelt mit Innen- und Außenbühne errichtet. 

Das Programm im Musikantenzelt muss sich deutlich vom Programm des Festzeltes Tradition 
unterscheiden. Im Musikantenzelt sollen die gegenwärtigen Strömungen der jungen Volks- und
Tanzkultur in München und Bayern in ihrer ganzen Vielfalt präsentiert werden: lebendig, inter-
kulturell, frech, wild. Im Vordergrund steht das Selbstverständnis der lebendigen Volksmusik-
szene sowie deren aktive Vermittlung an alle Altersgruppen und gesellschaftlichen Schichten. 
Das gilt für die Tageskapellen, für die allabendlichen Highlights sowie für die Musikeinlagen. 
Die Tageskapelle ist lokal und regional weit über München hinaus bekannt. Das allabendliche 
Highlight ist eine weit über Bayern hinaus bekannte Musikgruppe. Die Einlagen präsentieren 
die vielfältigen, gegenwärtigen Strömungen der Volkskultur Münchens und Bayerns mit einem 
dem Ort und Anlass entsprechenden Programm. Eine der Größe des Zeltareals dimensionierte
Tonanlage im Innen- und Außenbereich des Musikantenzeltes, die eine gute Übertragungsqua-
lität und verträgliche Lautstärke garantiert, muss installiert werden. Die Innenausstattung des 
Musikantenzeltes soll dem Ort und Anlass entsprechen. Das Ambiente und die Ästhetik des 
Zeltes soll mit der gewünschten hohen Qualität des Musikprogramms korrespondieren. 

Das Programm auf der Außenbühne soll der Musikförderung lokaler und regionaler Gruppen 
dienen. 

Die Bewerber/-innen legen mit der Bewerbung ein verbindliches Programm vor. 
Dieses enthält eine feste Tages- und Zeitstruktur. Das tägliche Programm beinhaltet: Eine Ta-
geskapelle (10.30 -18.45 Uhr) mit 5 Auftritten á 45 Minuten. Abends ein Highlight (19/20 Uhr) 
mit zwei Auftritten á 45 Minuten. 

Das Programm auf der Außenbühne soll der Musikförderung lokaler und regionaler Gruppen 
dienen und bietet der heutigen Szene junger Volksmusik aus Bayern ein Forum (Anmeldung 
spätestens zwei Tage vor dem Auftritt bei der Programmorganisation des Festwirtes).

Das Zelt bietet Platz für maximal 1.750 Personen. Für die Gäste wird zudem eine großzügige 
Freischankfläche entsprechend der Größe im Jahr 2017 mit maximal 1.100 Plätzen geschaf-
fen.

D) Volkssängerzelt:

An Stelle des bisherigen Velodroms wird ein Volkssängerzelt etabliert, das die Lücke schließt 
zwischen traditioneller Musik und Brauchtum, die im Festzelt Tradition eine Heimat gefunden 
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hat, und zeitgemäßer Volkmusik, wie sie im Musikantenzelt dargeboten wird.

Das Musikprogramm im Volkssängerzelt muss sich deutlich vom Angebot in den beiden ande-
ren Zelten unterscheiden. Dies soll durch das für München typische Genre der Volkssängerei 
erreicht werden. Zur berücksichtigen ist, dass das Couplet vom Text lebt, den man gut hören 
und verstehen können muss. Eine Abstimmung mit dem Festzelt Tradition und dem 
Musikantenzelt ist erforderlich, um Doppelungen (u.a. von gleichen Musikgruppen in den 
verschiedenen Zelten) zu vermeiden.

Die Bewerber/-innen legen mit der Bewerbung ein verbindliches Programm vor. Dieses 
enthält eine feste Tages- und Zeitstruktur. Das Programm soll täglich 3 Auftritte (2x 45 Minuten 
am Nachmittag und 1x Stunde am Abend) mit Volkssängerinnen/Volkssängern und ggf. Musik-
kabarett enthalten. In den verbleibenden Zeiten darf passend hierzu unverstärkte traditionelle 
Blas- oder Volksmusik gespielt werden.

Das Zelt bietet Platz für maximal 690 Personen. Für die Gäste wird zudem eine Freischankflä-
che mit maximal 200 Plätzen geschaffen.

E) Eine Zulassung wird nicht erteilt für den Verkauf von Gebrauchsgegenständen (z.B. Schmuck 
und Textilien) sowie für den Warenschnellverkauf.

F) Um einen sicheren und ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung zu gewährleisten, werden
im Falle einer erfolgreichen Bewerbung die mit dem Formular erhobenen Daten an andere 
städtische und staatliche Stellen (bspw. Polizei, Kreisverwaltungsreferat, Stadtjugendamt, Lo-
kalbaukommission, Referat für Gesundheit und Umwelt) sowie an den TÜV-Süd, der als Sach-
verständiger mit der Gebrauchsabnahme der Geschäfte beauftragt ist, weitergegeben.

G) Die Mitteilungen über Zulassung bzw. Nichtzulassung laufen voraussichtlich Ende Mai 2018 
aus. Vor diesem Zeitpunkt werden zur Wahrung des Gleichheitsgrundsatzes keine Auskünfte 
über Zulassungen, Ablehnungen oder Platzierungen erteilt.

München, im Oktober 2017
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Anmeldebedingungen zu den Auer Dulten, dem Christkindlmarkt und dem
Stadtgründungsfest 2018 in München

Maidult 28.04. - 06.05.2018
Jakobidult 28.07. - 05.08.2018
Kirchweihdult 20.10. - 28.10.2018
Stadtgründungsfest 16.06. - 17.06.2018
Christkindlmarkt 27.11. - 24.12.2018

Die öffentliche Ausschreibung zu den Auer Dulten, dem Münchner Christkindlmarkt am Marienplatz und dem 
Stadtgründungsfest erfolgt rechtzeitig vor Ablauf der Meldefrist im Amtsblatt der Landeshauptstadt München sowie in der
Fachzeitschrift „Der Komet“, Pirmasens.

Bewerbungen zu den Veranstaltungen 2018 reichen Sie bitte ausschließlich auf Formblättern des Referats für Arbeit und
Wirtschaft und bis spätestens

31. Dezember 2017 bei der Landeshauptstadt München, Referat für Arbeit und Wirtschaft, Veranstaltungen, 

a) Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München oder

b) Servicezentrum Theresienwiese, Matthias-Pschorr-Str. 4, 80339 München

ein. Maßgebend für den Zeitpunkt einer zugesandten Bewerbung ist das Datum des Poststempels. 
Die Anmeldefrist ist eine Ausschlussfrist. Bewerbungen, die bei einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Stadtverwaltung eingereicht werden und nach Ablauf der Meldefrist beim Referat für Arbeit und Wirtschaft – 
Veranstaltungen eingehen, gelten als nicht fristgerecht eingereicht und werden nicht berücksichtigt. Wir bitten um 
schriftliche Bewerbungen per Post.
Formblätter können beim Referat für Arbeit und Wirtschaft – Veranstaltungen, gegen Einsendung eines Freikuverts 
angefordert, oder aus dem Internet (www.auerdult.de, www.christkindlmarkt-muenchen.de, www.stadtgruendungsfest-
muenchen.de) ausgedruckt werden.

Für jedes Geschäft und für jede Veranstaltung ist eine gesonderte, vollständige Bewerbung einzureichen. 
Unterlagen die bei früheren Bewerbungen, für andere Geschäfte, oder für andere Veranstaltungen eingereicht wurden, 
können nicht berücksichtigt werden. Die Bewerbungsunterlagen sollen durchnummeriert eingereicht werden.
Aus Gründen der Gleichbehandlung kann vom Referat für Arbeit und Wirtschaft keine Prüfung auf Vollständigkeit der 
Bewerbungsunterlagen erfolgen.

Die Bewerbung begründet keinen Rechtsanspruch auf Zulassung oder auf einen bestimmten Platz.

Bewerber/-innen, die ihre Bewerbung verspätet oder unvollständig oder nicht auf dem vorgegebenen Formblatt 
einreichen, scheiden bei der Entscheidung über die Zulassungen automatisch aus.

Gleiches gilt für Bewerber/-innen, die Platzgelder, Gebühren oder Steuern irgendwelcher Art schulden. Eine Haftung 
dafür, dass die Veranstaltung tatsächlich und zu dem angegebenen Zeitpunkt stattfindet, wird nicht übernommen.

Die Zulassungsmöglichkeiten sind beschränkt; grundsätzlich kann jede/r Bewerber/-in nur mit einem Geschäft zu-
gelassen werden. Sollte ein/e Bewerber/-in mit mehreren Geschäften die für die Zulassung erforderliche Punktzahl er-
reichen, so entscheidet der Veranstalter im Rahmen seines Gestaltungswillens, welches Geschäft zugelassen wird. Für 
die Auswahl der Geschäfte zu den Auer Dulten, dem Stadtgründungsfest und dem Münchner Christkindlmarkt 
wendet die Landeshauptstadt München ein vom Münchner Stadtrat beschlossenes Bewertungssystem mit 6 
Bewertungskriterien an. Nähere Informationen finden Sie hierzu unter www.auerdult.de, 
www.stadtgruendungsfest-muenchen.de und www.christkindlmarkt-muenchen.de. 
Nicht zugelassen werden: Verlosungsgeschäfte auf gewerblicher Basis, Blinker, Automaten (mit Ausnahme von 
Geldautomaten), Kraftmesser, Serien- bzw. Gruppenspiele sowie der Verkauf von Horoskopen und Schriftanalysen u.ä. 
sowie Geschäfte, die nicht zum Charakter der Veranstaltung passen oder sich nicht in das Gesamtbild einfügen (z.B. 
Sportgeräte, wie Trampolin und Bungee Jumping u.ä.).
Ökologie und Umweltschutz gewinnen bei Veranstaltungen zunehmend an Bedeutung. Zusatzpunkte erhalten Betriebe 
die für den Transport der Waren ein Elektrotransportfahrzeug verwenden und auch zertifizierte Betriebe, wenn das 
Hauptsortiment zu 100 % aus Bio-Produkten oder Produkten mit kurzen Transportwegen (GQ-Bayern) besteht.

Um einen sicheren und ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung zu gewährleisten, werden im Falle einer 
erfolgreichen Bewerbung die mit dem Formular erhobenen Daten an andere städtische und staatliche Stellen (bspw. 
Polizei, Kreisverwaltungsreferat, Stadtjugendamt, Lokalbaukommission, Referat für Gesundheit und Umwelt) sowie an 
den TÜV-Süd, der als Sachverständiger mit der Gebrauchsabnahme der Geschäfte beauftragt ist, weitergegeben.
Die Mitteilungen über Zulassung bzw. Nichtzulassung laufen voraussichtlich für die Auer Dulten und das 
Stadtgründungsfest 5 Wochen vor der Veranstaltung und für den Christkindlmarkt im Juli/August aus. Vor diesem 
Zeitpunkt werden, zur Wahrung des Gleichheitsgrundsatzes, keine Auskünfte über Zulassungen, Ablehnungen oder 
Platzierungen erteilt.

München, im Oktober 2017 Landeshauptstadt
München
Referat für Arbeit
und Wirtschaft
Veranstaltungen 
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Straßenbenennung 
im 23. Stadtbezirk Allach-Untermenzing

Beschluss vom:  05.10.2017
Erwin-Schleich-Straße

EDV-Schreibweise:  ERWIN-SCHLEICH-STR.

Straßenschlüsselnummer: 06722

Namenserläuterung:
Erwin Schleich, geb. am 20.04.1925 und gest. am 13.08.1992 
in München, Architekt, Denkmalpfleger und Architekturhistori-
ker. Er studierte von 1947 bis 1951 in München Architektur 
und arbeitete danach mehrere Jahre bei der Bayerischen 
Staatsbauverwaltung. 1957 promovierte er und war anschlie-
ßend als freischaffender Architekt tätig. Im Jahr 1973 wurde 
Erwin Schleich in den Landesdenkmalrat berufen und war von 
1974 bis 1991 Mitglied im Vorstand des Bayerischen Landes-
vereins für Heimatpflege. Er war für die Wiederherstellung und 
Rekonstruktion vieler im Zweiten Weltkrieg zerstörten Münch-
ner Baudenkmäler verantwortlich, darunter der Wiederaufbau 
der Ludwigskirche, von St. Peter, des Ruffinihauses, des 
Künstlerhauses am Lenbachplatz, die Restaurierung des Pa-
lais Montgelas und der Neubau des Turms am Alten Rathaus.
Verlauf:
Sackstraße, von der Naßlstraße ca. 80 m nach Nordwesten, 
dann im rechten Winkel nach
Nordosten verlaufend.

© Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, Zim-
mer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten bis ein-
schließlich 17.11.2017 eingesehen werden. 

München, 12.10.2017  	 Kommunalreferat
		  GeodatenService

Bürgerversammlung des 2. Stadtbezirkes – 
Ludwigsvorstadt-lsarvorstadt am 09.11.2017

Auf Anregung des Bezirksausschusses 2 – Ludwigsvorstadt-
lsarvorstadt teile ich in Vertretung des  Oberbürgermeisters 
mit, dass am Donnerstag, den 09.11.2017 um 19.00 Uhr in der 
Turnhalle der Mathilde-Eller-Schule, Klenzestraße 27, 80469 
München, die Bürgerversammlung des 2. Stadtbezirkes – 
Ludwigsvorstadt-lsarvorstadt stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird Frau Bürgermeisterin 
Christine Strobl übernehmen.
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Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Radeisen, Marita und René Radeisen: Abstandflächen im 
Bauordnungsrecht Nordrhein-Westfalen. Kommentierung 
mit zahlreichen Abbildungen. – 4. Aufl., 2017 – Heidelberg: 
Rehm, 2017. XII, 285 S. ISBN 978-3-8073-2618-4; € 39,99.

Das Abstandflächenrecht ist eine komplizierte Materie, da 
eine Vielzahl von Variablen zu einer rechtsverbindlichen Ab-
standberechnung führen muss. Insbesondere die nachbar-
schützende Bedeutung der Abstandvorschriften begründete 
eine umfangreiche Rechtsprechung.
Das Abstandsrecht ist nach Novellierung 2006 und 2009 mit 
der Novelle BauO NRW 2016 erneut modifiziert worden mit 
dem Ziel einer Vereinfachung der Vorschriften. 
Abweichend von der MBO bleibt es in NRW bei dem grund-
sätzlichen Maß von 0,8 H der erforderlichen Abstandflächen-
tiefe und der Privilegierung von Wänden bis zu 16 m Länge. 
Die Neuregelungen zum Abstandflächenrecht betreffen die 
Zulässigkeit von Zwerchhäusern in der Größe von üblichen 
Dachaufbauten, die Vergrößerung des Maßes von Vorbauten 
beim Hervortreten vor die Außenwand, Reduzierung des Min-
destabstands von Vorbauten zur Nachbargrenze, weitere Nut-
zungsmöglichkeiten von Grenzgaragen (z. B. als Dachterras-
se), die nachträgliche Errichtung von Aufzugsschächten an 
bestehenden Gebäuden bis ins Dachgeschoss und Erleichte-
rungen der Nutzung von Solaranlagen auf Dächern und an 
Außenwänden. 
Neben umfangreichen Erläuterungen unter Einbeziehung  
der zahlreichen Entscheidungen zum Abstandflächenrecht er-
leichtern die Abbildungen das Verständnis der Vorschriften 
und bieten eine fundierte Grundlage zur Beurteilung von kon-
kreten Bauvorhaben und Grundstückssituationen in Bezug auf 
die erforderlichen Abstandflächen. 

Knobbe, Thorsten; Mario Leis und Karsten Umnuß:  
Arbeitszeugnisse für Führungskräfte. Mit Mustervorlagen 
und Textbausteinen. – 7. Aufl. – Freiburg: Haufe, 2017.  
243 S. ISBN 978-3-648-09503-4; € 34,95.

Der Ratgeber unterstützt beim schnellen und rechtssicheren 
Erstellen von qualifizierten Arbeitszeugnissen.
Das Autorenteam skizziert zunächst die wichtigsten rechtlichen 
Fragen zum Arbeitszeugnis sowohl für den Zeugnisaussteller 
wie Zeugnisempfänger. Sie erläutern wie ein Zeugnis gelesen 
werden kann und was in einem Arbeitszeugnis nicht erwähnt 
werden darf.
Schwerpunkt des Leitfadens bilden über 60 Musterzeugnisse, 
auch in englischer Sprache. Der Ratgeber bietet zudem mehr 
als 200 juristisch abgesicherte Textbausteine für alle Zeugnis-
bestandteile unterschiedlicher Branchen und Funktionen – vom 
Bäckermeister über den Vertriebsleiter bis zum Vorstandsvor-
sitzenden. 
Alle Zeugnisse, Textbausteine und Checklisten können nach 
einer Registrierung mit dem Buchcode online abgerufen werden.

Schack, Haimo: Internationales Zivilverfahrensrecht.  
Mit internationalem Insolvenz- und Schiedsverfahrens-
recht. Ein Studienbuch. – 7., neu bearb. Aufl. – München: 
Beck, 2017. XXXI,  624 S. (Juristische Kurz-Lehrbücher) 
ISBN 978-3-406-70739-1; € 49,80. 

Das Internationale Zivilverfahrensrecht umfasst die Gesamt-
heit der von deutschen Gerichten zu beachtenden Normen für 
Prozessrechtsverhältnisse mit Auslandsberührung. Sie leiten 
sich teilweise aus dem deutschen Zivilprozessrecht her, sind 
aber zunehmend in EU-Verordnungen und internationalen 
Übereinkommen geregelt. 
Der Band beleuchtet zunächst die Grundlagen des Interna
tionalen Zivilverfahrensrechts sowie die völkerrechtlichen 
Grenzen der Gerichtsgewalt. Eingehend dargestellt werden 
die Regeln für das Erkenntnisverfahren, die Anerkennung und 
Vollstreckung ausländischer Entscheidungen, das internatio-
nale Insolvenzrecht und das Schiedsverfahrensrecht.
In die Neuauflage wurde die neue Brüssel Ia-Verordnung und 
die neue EuInsVO eingearbeitet. Auch die ab Januar 2019 gel-
tende EuGüVO und die EuPartVO sind bereits berücksichtigt.

Zwischen Gestern und Morgen – Medien im Wandel: Fest-
schrift für Mathias Schwarz zum 65. Geburtstag. Hrsg. v. 
Christoph Haesner, Johannes Kreile und Gernot Schulze. – 
München: Beck, 2017. XII, 523 S. ISBN 978-3-406-71428-3; 
€ 149.–

Die Festschrift würdigt den Medienjuristen und Mediator  
Mathias Schwarz. Der Jubilar feierte am 9. Juli 2017 seinen 
65. Geburtstag.
Mathias Schwarz absolvierte sein Studium der Rechtswissen-
schaften und sein Referendariat in München, Freiburg, Genf 
und Rom. 1981 wurde er an der Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München promoviert. 1984 trat Mathias Schwarz in das 
Filmunternehmen von Leo Kirch ein und leitete die Rechtsab-
teilung. Im Jahr 1987 wechselte er in die Kanzlei seines Va-
ters. Der Wirkungskreis des Jubilars dehnte sich bald auf die 
internationale Ebene aus. Mathias Schwarz war jahrelang in 
der IBA International Bar Association aktiv, wo er die Funktion 
des Chairman des Intellectual Property Committee inne hatte. 
Nach Lehraufträgen ist er Professor an der Hochschule für 
Fernsehen und Film in München. Zudem engagiert sich 
Schwarz auch auf Verbandsebene.
In den 37 Beiträgen spiegelt sich das Arbeitsfeld des Jubilars 
wider. Thematisiert werden rechtliche Aspekte zum Urheber-
recht, zu Film und Fernsehen, zum Internet, zum Persönlich-
keitsrecht sowie zu Verband und Politik. 
Eine Bibliographie des Schrifttums von Mathias Schwarz rundet 
die Festschrift ab.

Handbuch der Testamentsvollstreckung. Hrsg. v. Manfred 
Bengel und Wolfgang Reimann. – 6. Aufl. – München: 
Beck, 2017. XXVII, 840 S. ISBN 978-3-406-70866-4; € 119.–

Das Handbuch informiert über die Anordnung und Durchfüh-
rung einer Testamentsvollstreckung.
Neben allgemeinen Fragen werden auch schwierige Einzel-
probleme behandelt, beispielsweise der Komplex Testaments-
vollstreckung im Handels- und Gesellschaftsrecht, im Insol- 
venzfall oder durch Banken. Ein umfangreiches Kapitel be-
leuchtet die internationale Testamentsvollstreckung. Der Band 
bietet zahlreiche Formulierungs- und Gestaltungsmuster. 
Die Neuauflage wurde umfassend aktualisiert. Berücksichtigt 
sind die Auswirkungen der EuErbVO. Neu gefasst sind die 
Ausführungen zum Steuerrecht. Eingearbeitet ist das Gesetz 
zur Anpassung des Erbschaftsteuergesetzes an die Recht-
sprechung des BVerfG. Ferner wird auch die Vergütung und 
Haftung des Testamentsvollstreckers thematisiert.
Ein ausführliches Sachregister erleichtert die Recherche. 
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Dau, Klaus und Christoph Schütz: Wehrdisziplinarord-
nung. Kommentar. – 7., neubearb. Aufl. – München:  
Vahlen, 2017. XXIII, 935 S. (Vahlens Kommentare)  
ISBN 978-3-8006-5539-7; € 149.–

Das Werk vermittelt das Verständnis für das militärische Diszi-
plinarrecht. Die Wehrdisziplinarordnung ist eine Verfahrens-
ordnung. Fragen des materiellen Disziplinarrechts sind in die 
Erläuterungen einbezogen worden, wenn es der unmittelbare 
Zusammenhang mit dem Verfahrensrecht erfordert. 
Die Neuauflage berücksichtigt alle Gesetzesänderungen.
Die Rechtsprechung und Literatur sind bis März 2017 eingear-
beitet. Die Bearbeitung der Neuauflage hat Christoph Schütz, 
Regierungsdirektor im Bundesministerium der Verteidigung, 
von Klaus Dau übernommen.

Finkelnburg, Klaus; Matthias Dombert und Christoph Külp-
mann: Vorläufiger Rechtsschutz im Verwaltungsstreit
verfahren. –  7. Aufl. – München: Beck, 2017. XXXIII, 515 S. 
(NJW-Praxis; 12) ISBN 978-3-406-68541-5; € 89.–

Der vorläufige Rechtsschutz prägt die Verwaltungsgerichts-
barkeit. Er hat sich, insbesondere im baurechtlichen Nachbar-
streit und dem Asylrecht zu einer dem Hauptsacheverfahren 
nahezu gleichwertigen Verfahrensart entwickelt.
Das Werk stellt die formellen und materiellen Voraussetzun-
gen der Instrumente des vorläufigen Rechtsschutzes, der 
einstweiligen Anordnungen und der aufschiebenden Wirkung 
dar. Dabei ist das Verfahren nach den §§ 80, 80 a und 123 
VwGO eingehend behandelt.
In einem "Besonderen Teil" werden die spezifischen Probleme 
bei den in der Praxis besonders wichtigen Gebieten des vor-
läufigen Rechtsschutzes erörtert, u.a. Baurecht, Beamten-
recht, Umweltrecht, Asylrecht, Sozialrecht und Europarecht.

Moersch, Karl-Friedrich: Geld-Checkliste für Vermieter. 
Erfolgreich vermieten und verwalten. Mit Mustermiet
verträgen und Formularen zum Downloaden. – 2., neu  
bearb. Aufl. – Regensburg: Walhalla, 2017. 143 S.  
ISBN 978-3-8029-3239-7; € 14,95.

Der Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht be-
leuchtet für Vermieter wie sie ihre Immobilie vermieten und 
verwalten können. Der Autor vermittelt Grundkenntnisse zum 
Mietverhältnis von der Suche nach einem geeigneten Mieter 
über die Vertragsgestaltung und Nebenkostenabrechnung bis 
zu Renovierungsvereinbarungen und zur Kautionsrückzah-
lung. Um Streit zu vermeiden ist es wichtig, die Rechte der 
Vermieter aber auch die Rechte der Mieter zu kennen. 
Checklisten, Musterschreiben und Musterverträge, anschauli-
che Beispiele, wichtige Gerichtsurteile und zahlreiche Tipps 
unterstützen im Vermieteralltag.

40 Jahre Familienrechtsreform. Hrsg. von Isabell Götz 
und Klaus Schnitzler. – München: Beck, 2017. XII, 371 S. 
ISBN 978-3-406-70700-1; € 119.–

Am 1.7.1977 trat das Erste Gesetz zur Reform des Ehe- und 
Familienrechts in Kraft. Dieser Zeitpunkt stellt eine Zäsur im 
deutschen Familienrecht dar. In den vergangenen 40 Jahren 
hat sich dieses Rechtsgebiet aufgrund zahlreicher weiterer 
Reformen fortentwickelt. Dieser Band zeichnet diese Entwick-
lungslinien nach und gibt Ausblicke auf weitere Veränderun-

gen. Das Familienrecht ist und bleibt ein besonders dynami-
sches Rechtsgebiet, denn die Familienwelten haben sich 
dramatisch verändert und ändern sich immer noch, häufig 
schneller, als der Gesetzgeber zu reagieren vermag.
Das Werk umfasst Beiträge zu den Themen Verfassungsrecht; 
Ehegattenunterhalt; Verwirkung von Unterhaltsansprüchen; 
Befristung nach § 1578b BGB; Zugewinn; Eheverträge; Elterli-
che Sorge; Umgang; Versorgungsausgleich; nichteheliche und 
faktische Lebensgemeinschaften und Internationales Familien-
recht sowie Zeitzeugenberichte.

Detterbeck, Steffen: Öffentliches Recht im Nebenfach. Ver-
fassungsrecht, Verwaltungsrecht, Europarecht mit Übungs- 
fällen. – 5. aktual. Aufl. – München: Vahlen, 2017. XXX, 322 S. 
(Vahlens Lernbücher) ISBN 978-3-8006-5487-1; € 22,90.

Das Buch wendet sich an alle, die sich auf Prüfungen im öffent-
lichen Recht als Nebenfach vorbereiten. Im Vordergrund steht 
das Staatsrecht. Das Verwaltungsrecht und das Europarecht 
beschränken sich auf einen groben Überblick. Die Verträge 
von Lissabon wurden eingearbeitet.
Klar und verständlich werden die prüfungsrelevanten Probleme 
und Fallkonstellationen ausgeführt. Zahlreiche Hervorhebungen, 
Fallbeispiele sowie Übersichten und Prüfschemata dienen als 
Lernhilfe. Bei den Übungsfällen mit Musterlösungen handelt es 
sich um Originalklausuren.

Zwangsvollstreckung für Anfänger. Begr. von Benno 
Heussen. Bearb. von Maximilian Damm. – 12., vollst. 
überarb. Aufl. – München: Beck, 2017. XXIII, 326 S.  
ISBN 978-3-406-68771-6; € 39.–

Das Buch vermittelt im Rahmen der „Anfängerreihe“ prakti-
sches Grundwissen über die Abläufe in der Zwangsvollstre-
ckung. Die Lösung der vielfältigen rechtlichen und praktischen 
Probleme ist verständlich dargestellt. Viele Beispiele, über-
sichtliche Checklisten und der Abdruck wichtiger Formulare 
erleichtern das Verständnis.
Die Neuauflage berücksichtigt die Gerichtsvollzieherformular-
verordnung. Auch die Auswirkungen der Einführung des Elek-
tronischen Rechtsverkehrs bei Anwaltschaft und Gerichten 
auf die Zwangsvollstreckung sind eingearbeitet.

Schnurr, Heidi: Streitfall Betriebskosten. – 1. Aufl. –  
Freiburg im Breisgau: Haufe, 2017. 241 S.  
ISBN 978-3-648-09430-3; € 24,95.

Die Betriebskostenabrechnung ist ein häufiges Thema zwischen 
Vermietern und Mietern. 
Der neue Ratgeber informiert über eine ordnungsgemäße Ab-
rechnung der Betriebskosten. Die Autorin klärt, was Betriebs-
kosten sind und welche Betriebskosten auf den Mieter umge-
legt werden können. Sie informiert darüber, wie 
Betriebskosten im Mietvertrag verankert sein sollten. Behan-
delt werden auch die Themen Abrechnungszeit mit der kor-
rekten Zuordnung von Rechnungen sowie Abrechnungsfrist. 
Das Buch informiert über die Rechte des Mieters bei der Be-
triebskostenabrechnung. Zudem sind aktuelle Grundsatzur-
teile zur Thematik aufgenommen. Abgerundet wird das Werk 
mit einem Lexikon der Betriebskosten von Abflussrohre bis 
Zwischenablesungskosten.
Der Band wird durch Online-Arbeitshilfen ergänzt, deren Nut-
zung nach einer Registrierung mit dem Buchcode möglich ist.
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Jedem Gesetz oder Auszug der einschlägigen Bestimmungen 
ist ein Inhaltsverzeichnis vorangestellt, wodurch das schnelle 
Auffinden erleichtert wird. Zudem wird der Band durch ein 
Stichwortverzeichnis erschlossen. Die Reform des Bauvertrags-
rechts, die am 1. Januar 2018 in Kraft tritt, ist bereits berück-
sichtigt.
Der Verlag bietet Abonnenten eine Online-Anbindung an, die 
gewährleistet, immer auf die aktuellen Texte der Vorschriften 
zugreifen zu können.

Handbuch Pflichtteilsrecht. Hrsg. v. Gerhard Schlitt und 
Gabriele Müller. – 2. Aufl. – München: Beck, 2017. XLVI 
1025 S. ISBN 978-3-406-68785-3; € 149.– 

Das Handbuch informiert über das Pflichtteilsrecht, einen  
festen Bestandteil des Erbrechts. Das Werk vermittelt zum ei-
nen Kenntnisse zur Ermittlung, Durchsetzung und Abwehr von 
Pflichtteilsansprüchen. Zum anderen werden Fragen der Ver-
mögensnachfolgegestaltung im Hinblick auf die Minimierung 
von Pflichtteilsansprüchen behandelt.
Das Werk berücksichtigt die jüngsten Reformen des Erb-
schaftsteuer- und Schenkungsrechts und die Auswirkungen 
der Europäischen Erbrechtsverordnung (EuErbVO). Zudem 
wurde die Neuauflage um weitere Länderberichte zu Groß
britannien, Slowenien, Slowakei, Norwegen, Schweden, Finn-
land, USA, Russland und Weißrussland nach einheitlich ge-
gliederten Länderübersichten erweitert.
Zahlreiche Praxistipps, Graphiken, Formulierungsvorschläge 
und Berechnungsbeispiele runden den Band ab. 

Schaefer, Christoph: Recht des Luftverkehrs. – München: 
Beck, 2017. XXVI, 224 S. ISBN 978-3-406-71015-5; € 49.– 

Die Regelungen im Zusammenhang mit dem Luftverkehr sind 
in einschlägigen Normen über zahlreiche Rechtsgebiete und 
internationale Abkommen verstreut. Daneben gibt es aber 
auch spezielle gesetzliche Regelungen für den Luftverkehr, 
etwa das Luftverkehrsgesetz.
Die Neuerscheinung bietet einen Einstieg  in das private und 
öffentliche Luftverkehrsrecht und konzentriert sich auf die 
zentralen praktischen Rechtsfragen. Der Band beleuchtet 
Nutzung und die Nutzer des Luftraums, Flugplätze, Luftsicher-
heit, vertragliche Beziehungen des Lufttransportunternehmers 
und die Haftung des Lufttransportunternehmers.

Das gesamte Immobilienrecht. Für Vermieter, Hausver-
walter, Immobilienmakler, Bauträger, Baufinanzierer. Die 
Vorschriften für Ausbildung, Studium, Praxis. – Regens-
burg: Walhalla, 2017; Rechtsstand 1.6.2017. 1406 S.  
ISBN 978-3-8029-2064-6; € 22.–

Die Textausgabe bietet in einem Band eine Zusammenstellung 
zahlreicher Vorschriften zum Immobilienrecht auf dem Rechts-
stand 1. Juni 2017.
Das Regelwerk ist thematisch gegliedert: 
– Wohnungseigentum, Mietrecht, Bürgerliches Recht
– Wohnfläche, Betriebskosten, Energieeinsparung
– Soziale Wohnraumförderung
– Baurecht, Vergaberecht, Wertermittlung
– Grundbuch, Steuer
– Makler, Vermittler, Bauträger, Architekten
– Prozessrecht, Zwangsverwaltung, Zwangsversteigerung.
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